
Zimmermann, Guido; Uterwedde, Henrik; Schwarzer, Daniela

Article

Strukturprobleme und schleichende Deindustrialisierung:
Ist Frankreich das neue Sorgenkind Europas?

ifo Schnelldienst

Provided in Cooperation with:
Ifo Institute – Leibniz Institute for Economic Research at the University of Munich

Suggested Citation: Zimmermann, Guido; Uterwedde, Henrik; Schwarzer, Daniela (2013) :
Strukturprobleme und schleichende Deindustrialisierung: Ist Frankreich das neue Sorgenkind
Europas?, ifo Schnelldienst, ISSN 0018-974X, ifo Institut - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung
an der Universität München, München, Vol. 66, Iss. 03, pp. 3-12

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/165226

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/165226
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


i fo  Schne l ld ienst  3/2013 –  66.  Jahrgang – 14.  Februar  2013

3

Frankreich: Das enfant ter-
rible du jour der Eurozone

Phasen und Ursachen des
Deindustrialisierungsprozesses
in Frankreich

Der Deindustrialisierungsprozess in Form
eines abnehmenden Anteils der Beschäf-
tigten im Verarbeitenden Gewerbe1 in Re-
lation zur Gesamtbeschäftigung2 verläuft
in allen entwickelten Ländern nun schon
seit Jahrzehnten und kann seit spätestens
der Jahrtausendwende nur in einem gro-
ßen historischen Kontext im Zuge des Auf-
baus globaler Beschaffungsketten (Sup-
ply Chains) verstanden werden, bei dem
sich die Schwellenländer tendenziell in-
dustrialisieren und die entwickelten Län-
der deindustrialisieren (vgl. Baldwin 2012;
Trennega 2011). Einiges deutet gleichzei-
tig aber auch darauf hin, dass die Indus-
trie seit 2005 global in eine neue, dyna-
mische Phase eingetreten ist, so dass mit-
unter schon von einer neuen Industriel-
len Revolution gesprochen wird (vgl.
Marsh 2012a, McKinsey 2012 und Bald-
win 2012).3 Diese ist durch folgende Merk-
male gekennzeichnet: (1) das »vernetzte

Verarbeitende Gewerbe«, das Design und
physische Produktion – wenn auch räum-
lich oft getrennt – miteinander verbindet;
(2) die globale »Nischen«-Produktion, bei
der sich Firmen auf eine enge Produktpa-
lette spezialisieren, diese aber global ver-
kaufen; und (3) der schnelle Transfer von
»Produktionsintelligenz« in Form von De-
signs, intellektuellem Eigentum und Tech-
nologie (vgl. Marsh et al. 2012). In vielen
Ländern wird daher von der Politik geprüft,
wie durch eine Wiederbelebung des Po-
tenzials der Industrie Arbeitsplätze und
das Wirtschaftswachstum gefördert wer-
den können (vgl. Marsh 2012b).

Alles deutet leider darauf hin, dass Frank-
reich nicht an dieser neuen Dynamik im
Industriesektor beteiligt ist und sich der
über die Branchen hinweg natürlich sehr
heterogene Deindustrialisierungsprozess
seit 2000 und vor allem seit Ausbruch der
Finanzkrise 2008 beschleunigt hat. Die-
ser Prozess kann für Frankreich historisch
gesehen in vier Phasen unterteilt werden
(vgl. Eudeline et al. 2012): Von 1980–1989
nahm die Beschäftigung im Verarbeiten-
den Gewerbe in Relation zur Gesamtbe-
schäftigtenzahl von 22,1% auf 17,8%
zwar ab, der Außenhandelsbilanzsaldo
des Verarbeitenden Gewerbes war aber
im Schnitt ausgeglichen, und die Gewinn-
margen der Industrieunternehmen stie-
gen sogar an. Die Deindustrialisierung war
damit zwar real spürbar, konnte aber ge-
meistert werden. Von 1990–2000 sank
der Anteil der Beschäftigten von 17,8%
auf 14,3%. In dieser Phase begann der
Außenhandelsbilanzsaldo des Verarbei-
tenden Gewerbes strukturell defizitär zu
werden. Von 2001–2007 sank der Anteil
der Beschäftigten von 14,2% auf 12%,
die Gewinnspannen gingen zurück und
das Außenhandelsbilanzdefizit des Verar-
beitenden Gewerbes verfestigte sich wei-
ter. Seit 2008 verstärkte der Ausbruch der
Finanzkrise die Deindustrialisierung Frank-
reichs, die Gewinnspannen verringerten
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1 Das Verarbeitende Gewerbe dient als Proxy für die
Industrie, die gemeinhin noch die Bergbau- und
Bauindustrie umfasst.

2 Über eine Definition des Phänomens der Deindus-
trialisierung besteht in der Literatur kein Konsens,
zumeist ist hiermit aber der Aspekt des Arbeits-
platzverlusts gemeint. Als »Deindustrialisierung« soll
daher im Folgenden in erster Linie der Verlust von
Arbeitsplätzen in der Industrie bezeichnet werden
(vgl. Scheuer und Zimmermann 2006). Trennega
(2011) sieht einen Prozess der Deindustrialisierung
dann vorliegen, wenn sowohl der Anteil der Be-
schäftigung des Verarbeitenden Gewerbes an der
Gesamtbeschäftigung als auch der Anteil des Ver-
arbeitenden Gewerbes am Bruttoinlandsprodukt
zurückgeht.

3 Vgl. aber Gordon (2012) für eine wesentlich pes-
simistischere Einschätzung.
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sich zunehmend – getrieben durch ein niedrigeres Produk-
tivitätswachstum –, und das Außenhandelsbilanzdefizit des
Verarbeitenden Gewerbes vergrößerte sich abermals.

Demmou (2010) hat in einer vielzitierten Studie die Ursa-
chen für den Niedergang des Verarbeitenden Gewerbes in
Frankreich für den Zeitraum 1980–2007 untersucht. Die
diagnostizierten Ursachen sind die folgenden: (1) Das Out-
sourcing von Geschäftsprozessen aus der Industrie an den
Dienstleistungssektor zur Effizienzsteigerung; (2) die Erhö-
hung der Arbeitsproduktivität; und (3) das Outsourcing von
Stellen in das Ausland durch einen Verlust der internatio-
nalen Wettbewerbsfähigkeit. 25% der Stellenverluste kön-
nen gemäß dieser Studie durch das Outsourcing der Indus-
trie von Marktdienstleistungen erklärt werden, was aber wie-
derum lediglich ein statistisches Artefakt, aber keinen wirk-
lichen Arbeitsplatzabbau impliziert. Weitere 30% der ab-
gebauten Stellen sind auf eine Veränderung der Nachfra-
gestruktur (in Verbindung mit relativen Produktivitätsgewin-
nen im Verarbeitenden Gewerbe) zurückzuführen. Je nach
Messmethodik werden zwischen 13% und 40% durch Stel-
lenverlagerungen in das Ausland erklärt. Dieser Effekt der
Globalisierung hat seit 2000 an Bedeutung gewonnen (ca.
28% Erklärungsgehalt für 2007–2011 (vgl. Eudeline et al.
2012)). Zudem ist seit 2000 der Effekt zu konstatieren, dass
die Exporte von Mid-Tech- und High-Tech-Produkten ab-
genommen haben.4 Vieles deutet darauf hin, dass sich die
französische Industrie aktuell in einem Teufelskreis befin-
det, in dem die französischen Unternehmen, bedingt durch
den harten globalen Wettbewerb, es nicht mehr schaffen,
ihre Gewinnspannen aufrechtzuerhalten. Dies hat wieder-
um dazu geführt, dass die Investitionen in Forschung und
Entwicklung zurückgefahren wurden, was wiederum das
Angebot an High-Tech-Produkten senkte. Seit 2008 scheint
zudem noch ein nicht wirklich erklärbarer Strukturbruch 
in der totalen Faktorproduktivität aufzutreten, der den De-
industrialisierungsprozess zusätzlich beschleunigt (vgl. 
Eudeline et al. 2012). 

Kann und sollte die Deindustrialisierung
gestoppt werden?

Obwohl in Frankreich schon länger über den Verlust der
Wettbewerbsfähigkeit geklagt wird (vgl. Baverez 2003), so
hat doch schlussendlich der vernichtende »Gallois-Report«
(vgl. Gallois 2012) über die Wettbewerbsfähigkeit Frankreichs
die Regierung Hollande im November 2012 aufgerüttelt5 und

sie veranlasst, verschiedene – aber leider auch inkohären-
te – Maßnahmen zur Verbesserung der Wettbewerbsfähig-
keit zu ergreifen. Ob aber mit einer expliziten Industriepoli-
tik zu Gunsten des Verarbeitenden Gewerbes, wie z.B. von
Aghion et al. (2011) befürwortet, dauerhaft wirklich mehr Ar-
beitsplätze geschaffen werden können, ist zumindest zu hin-
terfragen, da die Industrie im 21. Jahrhundert in erster Linie
durch Computerisierung und weniger durch »Man Power«
geprägt sein dürfte (vgl. Baldwin 2012). Inwieweit die In-
dustrie wirklich essenziell für die Innovationsfähigkeit einer
Volkswirtschaft ist, ist ebenfalls sehr umstritten.6 Gleichfalls
kontrovers ist die Frage, ob eine Industriepolitik zu befür-
worten ist oder nicht.7

Vor industriepolitischem Aktivismus ist u.E. zu warnen. Zum
einen ist Industriepolitik in vielen Ländern in der Vergangen-
heit nicht großer Erfolg beschieden gewesen. Die Industrie
hat des Weiteren keine Sonderrolle inne, die eine Politik zum
Erhalt des Anteils der Industrie an der Bruttowertschöp-
fung rechtfertigen könnte. Zudem muss man sich die Fra-
ge stellen, ob ein Land sich tektonischen Verschiebungen
in den komparativen Vorteilen wirklich widersetzen sollte.
Wie die Innovationsmaschine USA des Weiteren gezeigt hat,
ist das Verarbeitende Gewerbe nicht die einzige Quelle von
Innovation und technischem Fortschritt (vgl. Gordon 2011).
Der wichtigste Punkt ist, dass Deindustrialisierung nichts Ne-
gatives sein muss, solange genügend Ersatzarbeitsplätze
bereitgestellt werden (vgl. Scheuer und Zimmermann 2006;
Tregenna 2011). Dies hängt aber wiederum von Strukturre-
formen in Form eines Abbaus von Funktionsstörungen auf
den Güter-, Kapital- und Arbeitsmärkten ab, wie auch der
Internationale Währungsfonds (vgl. IWF 2012) kürzlich für
Frankreich anmahnte. Die Deindustrialisierung Frankreichs
im Sinne eines Abbaus von Arbeitsplätzen ist aufgrund der
zunehmenden Computerisierung des Verarbeitenden Ge-
werbes damit vielleicht nicht umkehrbar, die wirtschaftspo-
litischen Entscheidungsträger haben es aber selbst in der
Hand, durch Strukturreformen in anderen Branchen Arbeits-
plätze zu schaffen und die Möglichkeit für vermehrte Inno-
vationen zu generieren. 

Der Hauptgrund für den im internationalen Vergleich sehr
starken Einbruch der Exporte Frankreichs ist ein Struktur-
bruch in der Fähigkeit, international kompetitive Güter zu
produzieren. Im Deindustrialisierungsprozess Frankreichs
spielen damit Angebotsbeschränken die dominante Rolle
(vgl. Noyer 2011). So kann auch in einem direkten Vergleich
zwischen der französischen und deutschen Industrie – ein
Vergleich, der die französische Wirtschaftspolitik sehr be-
schäftigt – gezeigt werden, dass die Fähigkeit der französi-
schen Industrie, auf Veränderungen der globalen Nachfra-
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4 Gemäß dem Komplexitätsatlas der Harvard Kennedy School, der das in
den produzierten Gütern eines Landes enthaltene produktive Wissen misst,
befindet sich Frankreich lediglich auf Rang 11 (Deutschland Rang 2) von
128 untersuchten Ländern (vgl. Hausmann et al. 2011).

5 Gemäß dem Global Competitiveness Report 2012–2013 befindet sich
Frankreich lediglich auf Platz 21 (Deutschland auf Platz 3) von 144 unter-
suchten Ländern (vgl. World Economic Forum 2012).

6 Vgl. hierzu Baghwati (2011) und Rodrik (2011) für zwei konträre Positionen.
7 Interessant sind hier die diametral entgegen gesetzten Positionen der je-

weiligen Sachverständigenräte in Deutschland (vgl. SVR 2009) und Frank-
reich (vgl. Aghion et al. 2011).
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ge flexibel zu reagieren, weitaus geringer ist als die der deut-
schen, obwohl sich die Strukturen in Bezug auf sektorielle
Spezialisierung und geographische Orientierung gar nicht
so sehr unterscheiden (vgl. Coe-Rexecode 2011). 

Die Flexibilisierung der Angebotsseite einer Volkswirtschaft
benötigt Zeit, und dass die hierfür notwendigen Reformen
nun ausgerechnet in einem aktuell makroökonomisch sehr
schwierigen Klima stattfinden müssen, ist bitter, da wir aus
den Reformprozessen anderer Länder gelernt haben, dass
angebotspolitische Reformen im Sinne eines »two-hand-
ed-approach« (vgl. Jerger und Landmann 2006) durch nach-
frageseitige Stimuli begleitet werden müssen, sollen sie er-
folgreich sein. Der Ausblick für die französische Industrie ist
damit nicht rosig. Denn die französische Industrie dürfte auch
in der mittleren Frist mit einer Nachfrageschwäche nach ih-
ren Produkten, niedrigen Gewinnmargen, einer hohen Steu-
erbelastung, und dem Problem, geeignetes Personal zu
finden, konfrontiert sein (vgl. Artus 2011). 

Rotierende Rezessionen und wechselnde
Sorgenkinder in der EWU

Unabhängig von der Deindustrialisierung hat Frankreich vie-
le Probleme, aber es sollte auch nicht vergessen werden,
dass Frankreich vor noch nicht allzu langer Zeit nicht schlecht
da stand (vgl. Blanchard 2007). Und die Eurozone hat ja noch
jede Menge anderer Sorgenkinder: Griechenland, Italien, Spa-
nien, Portugal, Irland, … Mehr über Frankreich sollte man
sich u.E. daher darüber Sorgen machen, dass die Europäi-
sche Währungsunion in ihrer jetzigen Form »Rotating Slumps«
erzeugt (vgl. Landmann 2012), die auf Dauer keinem Mit-
gliedsland erspart zu bleiben scheinen. Auch Deutschland
war noch vor ein paar Jahren der »kranke Mann Europas«
und ist bei weitem nicht so gut aufgestellt, wie es momen-
tan in der öffentlichen Debatte oft suggeriert wird. Denn wie
der Internationale Währungsfonds vor kurzem herausarbei-
tete, dürfte auch das hochproduktive, aber stark exportab-
hängige Verarbeitende Gewerbe in Deutschland in Zukunft
verstärkt unter Druck stehen (vgl. Bornhorst und Mody 2012).
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Frankreich kann seine Krise überwinden

Frankreichs Wirtschaft liefert seit dem vergangenen Herbst
Negativschlagzeilen am laufenden Band. »Wird Frankreich
das neue Griechenland?« titelt die Bild-Zeitung (31. Okto-
ber 2012); der Economist ortet eine »Zeitbombe im Herzen
Europas« (17. November 2012); für Focus online ist unser
Nachbar der »neuerkrankte Mann Europas« (1. Februar
2013). Es ist wahr: Die aktuellen Krisensymptome in unse-
rem Nachbarland – Wachstumsschwäche, hohe und stei-
gende Arbeitslosigkeit, anhaltende außenwirtschaftliche De-
fizite, hohe Defizite der öffentlichen Haushalte und entspre-
chend hoher Schuldenstand – verweisen auf tiefgreifende
strukturelle Probleme. Indessen verfügt Frankreich auch über
eine Reihe von Stärken und Potenzialen. Auch sollte in
Deutschland zur Kenntnis genommen werden, dass Präsi-
dent Hollande längst eine beachtliche Reform-Agenda in An-
griff genommen hat, auch wenn diese auf leisen Sohlen da-
herkommt.

Die strukturellen Probleme:
Krise des französischen Modells?

Die Probleme Frankreichs sind seit geraumer Zeit bekannt
und in zahlreichen Gutachten analysiert worden (vgl. Uter-
wedde 2012). Die Schwierigkeit besteht darin, dass es sich
um mehrere, miteinander zusammenhängende Problem-
bündel handelt, die gleichzeitig den Kern des französischen
Wirtschafts- und Sozialmodells berühren.

Die Staatsverschuldung hat sich in den vergangenen
30 Jahren von damals 20% mehr als vervierfacht und ist
allein seit 2008 von 65% auf heute über 90% angestiegen.
Natürlich hat die schwerste Rezession der Nachkriegszeit
im Zuge der weltweiten Finanzkrise 2008/09 dazu beige-
tragen, aber der Kern des Problems ist struktureller Natur.

Die hohen Staats- und Sozialleistungsquoten, die im euro-
päischen Vergleich Spitzenwerte erreichen, sowie eine tra-
ditionell expansiv ausgelegte Haushaltspolitik haben trotz
ebenfalls hoher Steuerbelastungen und Sozialabgaben re-
gelmäßig zu Finanzierungslücken geführt. Diese permanen-
te Überforderung der öffentlichen Hand gefährdet die Kre-
ditwürdigkeit und künftige Handlungsspielräume. Der Kon-
solidierungsbedarf ist gewaltig und kann auf mindestens
100 Mrd. Euro für die kommenden fünf Jahre beziffert wer-
den, davon allein 30 Mrd. Euro für das laufende Jahr. Das
wird ohne nachhaltige Ausgabenkürzungen und ein Über-
denken der bestehenden Staats- und Verwaltungsstruktu-
ren nicht zu meistern sein.

Auch das französische Wachstumsmodell hat zur Verschul-
dungsproblematik beigetragen. Es wird im Wesentlichen
von der Dynamik des Binnenmarktes getragen. Entspre-
chend ist die Wirtschaftspolitik traditionell wachstumsori-
entiert. Ein nachfrageorientierter, keynesianischer Grund-
ansatz hat die französische Wirtschaftspolitik der vergan-
genen Jahrzehnte geprägt und ist auch in den gegenwär-
tigen Auseinandersetzungen um die europäische Wirt-
schafts- und Währungspolitik spürbar. Diese staatlich ali-
mentierte und kreditfinanzierte Stimulierung der Binnen-
nachfrage ist aber an ihre Grenzen gestoßen, und dies nicht
nur aus finanziellen Gründen.

Denn die französische Wirtschaft hat kein Nachfrage-, son-
dern ein Angebotsproblem. Der relative Niedergang der In-
dustrie und die damit zusammenhängenden Schwächen der
Wettbewerbsfähigkeit bilden den Kern der französischen Kri-
se und sind erst kürzlich durch den Bericht des früheren
EADS-Chefs Louis Gallois nochmals zusammengefasst wor-
den (vgl. Gallois 2012). Der Anteil der Industrie an der Wert-
schöpfung von 18% (2000) auf 12,5% (2011) gesunken –
das ist der drittletzte Platz innerhalb der Eurozone und wi-
derspricht dem Selbstbild und Anspruch des Landes, über
eine starke und diversifizierte Industrie zu verfügen. Frank-
reichs Exportwirtschaft hat Marktanteile verloren; die Han-
delsbilanz hat sich seit 2002 ständig verschlechtert und ver-
zeichnete zuletzt ein Defizit in Höhe von 71,2 Mrd. Euro
(2011); die Leistungsbilanz ist seit 2005 defizitär.

Auch hier sind die Ursachen struktureller Natur. Die franzö-
sische Industrie ist – von Ausnahmen abgesehen – weniger
in den hochwertigen Segmenten der Produktpalette spezia-
lisiert und damit oft abhängiger von der Preiskonkurrenz als
die deutsche Konkurrenz. Umso mehr wurde die Wettbe-
werbsfähigkeit von der starken Erhöhung der Arbeitskos-
ten in den vergangenen Jahren beeinträchtigt. Die Unter-
nehmen haben, um ihre Märkte nicht zu verlieren, ihre Ge-
winnmargen reduziert. Zusammen mit der hohen Steuer-
und Abgabenlast führt dies dazu, dass die für eine stärke-
re qualitative Wettbewerbsfähigkeit notwendigen For-
schungs- und Innovationsanstrengungen der Unternehmen
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deutlich hinter den fortgeschrittensten Ländern in Europa
hinterher hinken. Schließlich wird die französische Unterneh-
menslandschaft von den weltweit sehr gut aufgestellten
Großkonzernen geprägt, während große, selbständige und
erfolgreiche mittelständische Firmen fehlen. Verantwortlich
ist zum einen eine gewisse Fixierung der Politik auf Groß-
unternehmen – der Ruf nach starken »Champions« gehört
zum Standardrepertoire französischer Politiker. Zum ande-
ren stellen zahlreiche starre Regulierungen, etwa im Arbeits-
recht, Entwicklungshürden gerade für erfolgreiche kleinere
Unternehmen dar.

Frankreichs Stärken und Potenziale

Allerdings wäre das Tableau unvollständig, ohne die zahl-
reichen Stärken und Potenziale zu erwähnen, die Frankreichs
Platz als zweitstärkste Ökonomie Europas begründen.

Zunächst einmal verfügt Frankreich bei allen Schwächen
auch über eine Reihe von starken Positionen auf dem Welt-
markt. Das gilt für industriepolitisch geförderte Bereiche
wie die Luft- und Raumfahrtindustrie, den Energiesektor, den
Schienenfahrzeugbau oder den Rüstungssektor, aber auch
für traditionelle Bastionen wie die Landwirtschaft und die
Nahrungsmittelindustrie, die Luxusgüter- und die Pharma-
industrie, den Hoch- und Tiefbau oder den Tourismus, kom-
munale Dienstleistungen (Verkehr, Wasserversorgung, Müll-
beseitigung usw.) und Hypermärkte. Darüber hinaus zäh-
len Frankreichs Großkonzerne, vor allem die im »CAC-40«-
Börsenindex versammelten größten börsennotierten Un-
ternehmen, in ihren jeweiligen Geschäftsfeldern zu den welt-
weit führenden Firmengruppen. 

Die ausgezeichnete Qualität der Infrastrukturen, ob es sich
um Verkehrswege, das Kommunikationsnetz, die Ener-
gieversorgung, Einrichtungen der Kleinkinder- und Vorschul-
betreuung oder um die öffentlichen Dienstleistungen der
Daseinsvorsorge handelt, ist ein weiterer Pluspunkt. Die öf-
fentlichen Forschungseinrichtungen genießen international
ein hohes Ansehen. Landschaft, Klima und die hohe Le-
bensqualität, aber auch der generell gute Ausbildungsstand
und eine im europäischen Vergleich sehr hohe Arbeitspro-
duktivität tun ihr Übriges, um Frankreich zu einem der welt-
weit attraktiven Standort für ausländische Investoren zu
machen.

Zu den positiven Standortfaktoren zählen ferner der aner-
kannt hohe Standard der sozialen Sicherung, die im inter-
nationalen Vergleich sehr gute Gesundheitsversorgung und
eine konsequent familienfreundliche Steuer-, Bildungs- und
Gesellschaftspolitik seit 1945. Auch deshalb weist Frank-
reich heute die dynamischste Geburtenentwicklung in ganz
Europa auf. Das schlägt sich nieder in der Bevölkerungsent-
wicklung. Frankreich, das heute noch 20 Mill. Einwohner we-

niger zählt, wird Deutschland gegen 2050 überholt haben.
Diese Dynamik erhöht längerfristig das Arbeitskräfte- und
damit auch das Wachstumspotenzial der französischen Wirt-
schaft. Vor allem aber ist sie das Zeichen einer ungebro-
chenen Vitalität der französischen Gesellschaft, die allen Kri-
sen und sozialen Verwerfungen zum Trotz von einem Grund-
vertrauen in die Zukunft getragen wird.

Fazit: Frankreich verfügt über Potenziale, die dem Land hel-
fen können, seine Probleme zu überwinden. Darüber hinaus,
so formuliert das Wirtschaftsforschungsinstitut COE-Rexe-
code, können einige Schwächen auch »zu wirklichen Chan-
cen werden, vorausgesetzt natürlich, dass die notwendigen
Reformen weiter verfolgt, verstärkt und umgesetzt werden«
(vgl. COE-Rexecode 2012, 2). 

François Hollandes mutige Reformagenda

Lange Zeit mangelte es am politischen Willen und am Mut,
die notwendigen Reformen anzugehen. Einzelne, wichtige
Reformen der vergangenen Jahre wie die Rentenreform, die
Förderung dezentraler Unternehmensnetzwerke (Cluster)
oder Ansätze der Forschungs- und Innovationsförderung,
blieben damit halbherziges Stückwerk und ließen eine über-
greifende Handschrift vermissen.

Ausgerechnet der Sozialist François Hollande, der mit einem
eher klassischen sozialdemokratischen Programm Nicolas
Sarkozy im Mai 2012 aus dem Amt vertrieb, steht nun vor
der schwierigen Aufgabe, eine durchgreifende Kurswende
der französischen Wirtschaftspolitik einzuleiten und jahre-
lang verschleppte Reformen voranzutreiben. Trugen seine
ersten Aktionen im Sommer noch die Handschrift einer klas-
sisch linken Politik (Steuererhöhungen von Wohlhabende
und Großunternehmen, Stopp des Stellenabbaus im öffent-
lichen Dienst, Arbeitsbeschaffungsprogramme), wurde die
Kluft zwischen den geweckten Erwartungen und der krisen-
haften Lage schnell offenkundig. Die sich zuspitzenden Pro-
bleme erzwangen geradezu eine Reaktion. In dieser Situa-
tion hat Präsident Hollande in einer Pressekonferenz am
13. November die Flucht nach vorne angetreten und erst-
mals eine umfassende Reform-Agenda angekündigt.

Wie schon im Wahlkampf angekündigt, wurde die Rück-
führung der Schulden zu einer Priorität erklärt. Erklärtes Ziel
ist, die öffentliche Neuverschuldung von 4,5% im letzten Jahr
auf 3% zu senken – das wird allerdings nicht ganz zu schaf-
fen sein – und darüber hinaus bis 2017 eine Nullverschul-
dung zu erreichen. Die europäischen Stabilitätsvorgaben,
aber auch die Glaubwürdigkeit Frankreichs und der Erhalt
künftiger Handlungsspielräume waren starke Motive für die-
sen Kurs. Allein für 2013 musste eine Finanzierungslücke
von 30 Mrd. Euro überbrückt werden. Dazu wurden Steu-
ererhöhungen in Höhe von 20 Mrd. beschlossen, die über-
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wiegend wohlhabende Haushalte sowie Großunternehmen
treffen. Hollande hat aber keinen Zweifel daran gelassen,
dass die weitere Konsolidierung über Ausgabenkürzungen
erreicht werden muss. Dabei geht es zusätzlich um mindes-
tens 60 Mrd. in den kommenden Jahren. Dies wird ohne
Einschnitte in den ausgedehnten öffentlichen Sektor, in dem
über 20% der französischen Beschäftigten arbeiten, nicht
möglich sein. Damit sind eine Staats- und Verwaltungsre-
form, eine Entrümpelung der Bürokratie und wohl der Sub-
ventionen, aber auch weitere Reformen der sozialen Siche-
rung (wieder einmal) auf die Tagesordnung gerückt – hefti-
ge Widerstände und Konflikte sind vorprogrammiert.

Die Stärkung der industriellen Wettbewerbsfähigkeit ist auf
der Prioritätenliste ganz nach oben gerückt. Im November
beschloss die Regierung ein umfassendes Reformpaket.
Darin werden die Konturen einer neuen Angebotspolitik sicht-
bar. Sie umfasst unter anderem neue Finanzierungsinstru-
mente für mittelständische Unternehmen, z.B. durch die
Gründung einer Mittelstandsbank (Banque publique d’in-
vestissement) mit einem Interventionsvolumen von 42 Mrd.
Euro, Maßnahmen zur Innovationsförderung, die Stabilität
wesentlicher steuerlicher und regulativer Rahmenbedingun-
gen für die Unternehmen (was mit der bislang üblichen Re-
gelungsflut kontrastieren würde), Bürokratieabbau und die
Stärkung des Wettbewerbs auf den Güter- und Dienstleis-
tungsmärkten. Vor allem aber wird eine Entlastung der Un-
ternehmen in Höhe von 20 Mrd. Euro ein Gang gesetzt, die
schon ab 2013 greifen soll. Damit erkennt der Präsident erst-
mals öffentlich an, dass die in Frankreich sehr hohen Lohn-
nebenkosten ein Problem sind. 10 Mrd. davon sollen durch
zusätzliche Etateinsparungen finanziert werden, der Rest
durch eine Umstellung der Mehrwertsteuer sowie eine noch
zu definierende Umweltsteuer.

Die dringend notwendige Reform des Arbeitsmarktes war
bislang ein Tabuthema der französischen Politik, an das sich
selbst konservative Regierungen nicht heranwagten. Hol-
lande versucht nun, eine Reform über den Weg der sozia-
len Konzertierung durchzusetzen. Zunächst verhandelten,
auf der Basis eines Orientierungspapiers des Arbeitsminis-
teriums, Arbeitgeber- und Gewerkschaftsverbände und ei-
nigten sich im Januar auf eine Reform. Diese versucht, den
Unternehmen mehr Flexibilität etwa bei unbefristeten Ar-
beitsverträgen einzuräumen und im Gegenzug Missbrauch
bei befristeten Verträgen abzubauen, Massenentlassungen
vorzubeugen und den Beschäftigten mehr Sicherheit und
Perspektiven für ihre Arbeitsplätze zu bieten. Auch wenn das
Abkommen von zwei der drei größten Gewerkschaften nicht
unterzeichnet wurde, kann das – vom Unternehmerverband
als echter Fortschritt gewürdigte – Abkommen als Erfolg
für die Regierung gewertet werden. Diese will die Einigung
unverändert als Gesetz einbringen und kann hoffen, den zu
erwartenden heftigen Widerstand linker Abgeordneter und
Gewerkschafter zu neutralisieren. 

Offene Erfolgsaussichten

Wie ist der neue Kurs zu bewerten, und wie sind seine Er-
folgsaussichten? Zunächst einmal stellt er eindeutig eine
wirtschaftspolitische Wende dar. Erstmals wird eine an-
gebotspolitische Antwort auf die Probleme der Wettbe-
werbsfähigkeit skizziert, werden bislang tabuisierte Refor-
men angegangen. Bei allen Unterschieden sind Parallelen
zum Kurswechsel Gerhard Schröders im März 2003 durch-
aus angebracht. Dabei vermeidet Hollande angesichts hef-
tiger politischer und sozialer Widerstände zu Recht eine
Schocktherapie. Vielmehr versucht er, die Verbände und
Sozialpartner so weit wie möglich einzubinden, ohne da-
bei allerdings die politische Steuerung aus der Hand zu ge-
ben. Die anstehende Arbeitsmarktreform wird ein wichti-
ger, geradezu symbolischer Test für die Erfolgsaussichten
dieses Weges sein.

Gewiss, die beschlossenen Maßnahmen sind nur erste
Schritte auf einem langen Weg, der vor unseren Nachbarn
liegt. Aber bei allen Halbherzigkeiten und Widersprüchen:
Es ist Bewegung in bisher verfestigte Strukturen gekom-
men. Im Übrigen lehrt die Erfahrung, dass die französische
Politik immer dann, wenn es um existenzielle Fragen ging,
zu mutigen Schritten bereit war. Das war 1958 so, als de
Gaulle den Eintritt der noch schwächelnden französischen
Wirtschaft in die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft mit
einer durchgreifenden Sanierungs- und Modernisierungs-
politik begleitete; das war 1983 so, als Mitterrand mit einer
spektakulären Kehrtwende dem inflationären Wachstum ei-
ne Absage erteilte und später auch den Staatsdirigismus
zurückdrängte. Dies könnte auch heute so sein, seit Hol-
lande dem drohenden Niedergang der Wirtschaft seinen
»nationalen Pakt für Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und
Beschäftigung« entgegengestellt hat. Natürlich kann er
scheitern, aber das Signal zum Umsteuern ist gegeben.
Schon deshalb verdient der Präsident Respekt und Unter-
stützung für seinen Weg.
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Frankreichs Industrie im europäischen
und globalen Wettbewerb – auf der
Suche nach den eigenen Stärken

Seit Jahren schon werden in Frankreich die Wettbewerbsfä-
higkeit der Industrie und die Zukunft des Wirtschafts- und
Sozialmodells debattiert. Eurostat zu Folge machte der An-
teil der Industrieproduktion 2011 nur noch 12,5% der Wert-
schöpfung aus – und der Wettbewerb innerhalb und außer-
halb der Europäischen Union nimmt tendenziell zu. Der frü-
here EADS-Chef Louis Gallois hat im Auftrag des französi-
schen Premierministers Ende 2012 einen warnenden Bericht
über die Lage der französischen Industrie vorgelegt. Zwar
verfügt diese über traditionell bekannte und auch einige we-
niger beachtete Stärken. Doch ist es eine große Aufgabe für
die 2012 ins Amt gewählte sozialistische Regierung, die fort-
schreitende Deindustrialisierung aufzuhalten. Erste wegwei-
sende Entscheidungen sind bereits getroffen. 

Traditionell blickt Frankreich nach Deutschland, wenn über
Wettbewerbsfähigkeit und Standortqualitäten diskutiert wird.
Mit ebensoviel Bewunderung wie Argwohn wird seit Jahren
»le modèle allemand« analysiert und die Gründe für Deutsch-
lands Wettbewerbsfähigkeit und Exporterfolge sind im De-
tail bekannt. Die französische Wirtschaft profitiert einerseits
von Deutschlands Erfolgen, schließlich ist es für Frankreich
bei den Ein- und Ausfuhren nach wie vor der wichtigste Han-
delspartner. Auch über Direktinvestitionen im jeweiligen
Nachbarland besteht eine enge Verflechtung, wenngleich
diese bei weitem nicht an die Handelsintensität heran reicht.
Andererseits besteht in vielen Bereichen zwischen Unter-
nehmen in beiden Ländern harte Konkurrenz. 

Zunehmend unter Druck gerät Frankreich nun auch durch
die Entwicklungen in Südeuropa. Länder wie Spanien und
Italien verschärfen durch ein niedrigeres Preisniveau die Kon-

kurrenz. Hatten vor Einführung des Euro kompetitive Wech-
selkursabwertungen der südeuropäischen Nachbarländer
die französische Industrie unter Druck gebracht, sind es jetzt
reale Abwertungen und Strukturreformen, die Wettbewer-
ber in den Nachbarländern stärken. Gleichzeitig sinkt die
Nachfrage nach französischen Gütern mit dem Einbruch der
Wirtschaftskraft in diesen für Frankreich traditionell wichti-
gen Exportmärkten. 

Frankreich Performanz in der Krise

Die französische Wirtschaft war von der realwirtschaftli-
chen Krise in Folge der Finanzkrise 2008/2009 zunächst ver-
gleichsweise weniger betroffen als etwa Italien und Frank-
reich. Der Abschwung ähnelte in seinem Ausmaß eher dem
deutschen – auch wenn die Gründe für die Widerstandsfä-
higkeit beider Volkswirtschaften unterschiedliche waren. In
Frankreich haben der vergleichsweise große Staatssektor
und ein stark regulierter Arbeitsmarkt den Abschwung ab-
gepuffert. Da Entlassungen schwierig und Kurzarbeitsmo-
delle bislang unüblich waren, blieben das Beschäftigungs-
niveau und der Konsum relativ stabil. Aufgrund ihres gerin-
geren internationalen Offenheitsgrads war die französische
Volkswirtschaft weniger verwundbar für den globalen Nach-
frageeinbruch, anders als die weltmarktorientierte, deutsche
Industrie. 

Jetzt aber bremsen gerade die Faktoren, die Frankreich we-
gen ihrer stabilisierenden Wirkung für die Binnenkonjunktur
vergleichsweise gut durch die globale Wirtschaftskrise ge-
bracht haben, die Erholung. Die Anpassungskosten tragen
vor allem die Unternehmen, die anders als deutsche Kon-
kurrenten, die auf Kurzarbeit zurückgriffen, ihre Lohnaus-
gaben in der Krise nicht reduzieren konnten. Diese Belas-
tung dämpft ihre Investitionstätigkeit. Die Fähigkeit der Un-
ternehmen, durch Innovation zu wachsen, lässt weiter nach
(vgl. Gallois 2012).

Da gleichzeitig eine restriktive Haushaltspolitik den Binnen-
konsum belastet, der maßgeblich das französische Wachs-
tum trägt, rückt die Frage der internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit der Industrie umso mehr in den Mittelpunkt des po-
litischen Interesses. Die Fähigkeit, »aus der Krise herauszu-
wachsen« ist für Frankreich – wie für die meisten anderen
EU-Staaten – Voraussetzung dafür, die Nachhaltigkeit des
eigenen Wirtschafts- und Sozialmodells zu sichern und den
auf rund 91% des BIP stark angewachsenen öffentlichen
Schuldenstand wieder abzubauen.

Indikatoren für die Deindustrialisierung

Vor diesem Hintergrund wird mit großer Besorgnis auf den
anhaltenden Rückgang der Industrieproduktion an der Wert-
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schöpfung geblickt. Der Europäischen Statistikbehörde Eu-
rostat zu Folge lag Frankreich lag 2011 nur noch auf Platz
15 der 17 Eurozonenstaaten mit einem Anteil von 12,5%.
Im Jahr 2000 hatte die Industrieproduktion noch 18% zur
Wertschöpfung beigetragen. Schwer wiegt auch der Abbau
von Arbeitsplätzen. Arbeiteten 1980 noch 5,1 Mill. Beschäf-
tigte in der französischen Industrie, waren dies laut Gallois-
Bericht 2011 nur noch 3,11 Millionen. 

Zudem sinkt die französische Wettbewerbsfähigkeit insge-
samt, was sich auch am sinkenden Exportanteil Frankreichs
zeigt. An den Exporten in der EU insgesamt hatte Frankreich
im Jahr 2000 einen Anteil von 12,7%. 2011 war dieser in der
zwischenzeitlich von 20 auf 27 Staaten erweiterten EU auf
10,3% geschrumpft. Im gleichen Zeitraum stieg der deutsche
Anteil an den Gesamtexporten Eurostat zu Folge von 21,4%
auf 22,4%. Der Rückgang der französischen Wettbewerbs-
fähigkeit wirkt sich auf die Wachstumsperspektiven, auf die
Arbeitsmarktsituation und auf die öffentlichen Finanzen aus
– Frankreich steht vor einer komplexen Problemlage.

Gründe für den Verlust der Wettbewerbsfähigkeit

Der von Louis Gallois erstellte Bericht Pacte pour la com-
pétitivité de l’industrie française identifiziert vier strukturelle
Ursachen für die Schwäche der französischen Industrie.
An erster Stelle nennt er Defizite in den Bereichen Forschung,
Entwicklung und Ausbildung. Die öffentlichen F&E-Ausga-
ben sind in Frankreich mit 2,24% des BIP (2010) im OECD-
Vergleich zwar hoch. Doch seien diese nicht ausreichend
auf die Förderung der unternehmerischen Wettbewerbsfä-
higkeit ausgerichtet. Ein Problem stellen auch die im Ver-
gleich recht geringen F&E-Ausgaben der Unternehmen dar:
Die OECD beziffert diese für 2010 mit 1,4% des BIP
(Deutschland: 1,9%). Auch dem Ausbildungssystem attes-
tiert der Gallois-Bericht – abgesehen von der Ingenieursaus-
bildung – maßgebliche Schwächen. 

Ein zweites Problem ist die Unternehmensfinanzierung. Der
Kapitalzugang ist schwierig und dürfte durch die neuen Ba-
sel-III-Vorgaben noch schwieriger werden. Die Finanzierungs-
situation für die Industrie kann sich überdies zuspitzen, wenn
die Verschuldungskrise in der Eurozone auch Frankreich 
– begründet oder unbegründet – unter Druck bringen wür-
de. Momentan profitiert der französische Staat von guten
Refinanzierungsbedingungen: Die Spreads im Bereich der
zehnjährigen Staatsanleihen liegen bei nur 0,67 Basispunk-
ten im Vergleich zur Bundesanleihe. Das ist ein deutlicher
Unterschied zu Italien (2,96) und Spanien (3,85) (vgl. Thom-
son Reuters, 6. Februar 2013). Sollten die Risikoaufschlä-
ge auf Anleihen steigen, dürfte dies aufgrund des engen Zu-
sammenhangs in der Entwicklung von Finanzierungsbe-
dingungen für Staaten und Unternehmen auch letztere stär-
ker belasten.

Frankreich hat viele international erfolgreiche Großkonzer-
ne. Unter den weltweit 500 größten Firmen sind 40 franzö-
sische und 39 deutsche. Große Unternehmen tragen, wie
dies verschiedene Berichte darlegen, einen überproportio-
nal großen Anteil zur Wettbewerbsfähigkeit von Volkswirt-
schaften bei. Der Wettbewerbsvorteil entsteht nicht durch
Größe per se, sondern etwa durch höhere Produktivität, In-
novationsfähigkeit, bessere Management- und Anreizstruk-
turen sowie Finanzierungsbedingungen. In Frankreich ha-
ben der Forschungsgruppe EFIGE (2011) zu Folge etwa 8%
der Unternehmen mehr als 250 Beschäftigte, in Deutsch-
land sind dies 11%. Die Vergleichszahlen für Spanien und
Italien liegen bei rund 5%. Ihnen gegenüber hat Frankreich
also einen relativen Vorteil – doch reicht dies allein nicht. Es
fehlt nach wie vor ein wettbewerbsfähiger Mittelstand. Da-
bei verzeichnet Frankreich – anders als vielleicht gemeinhin
angenommen – relativ viele Unternehmensneugründungen.
Dass diese oftmals keine kritische Größe und internationa-
le Marktpräsenz erreichen, ist ein weiteres Problem, das
der Gallois-Bericht hervorhebt.

Im Vergleich mit Deutschland oder auch Italien sei überdies
die unternehmerische Zusammenarbeit wenig ausgeprägt.
Beziehungen mit Zulieferbetrieben seien wenig strukturiert
und nicht ausreichend kooperativ. Darüber hinaus, so der
Bericht und die immer wieder von Unternehmensvertretern
geäußerte Kritik, belasten die Inflexibilität des Arbeitsmark-
tes und der fehlende Dialog der Sozialpartner die unterneh-
merische Wettbewerbsfähigkeit. 

Aufgaben für die Regierung

Die Regierung unter Premier Jean Marc Ayrault hat auf die-
se Herausforderung bereits in den ersten sechs Monaten ih-
rer Amtszeit mit einer wirtschaftspolitischen Wende reagiert.
Mit dem Ende 2012 geschlossenen »Pakt für Wettbewerbs-
fähigkeit« soll Lohnzurückhaltung insbesondere im Dienstleis-
tungssektor gefördert werden, denn hier verzeichnet Frank-
reich, anderes als im produzierenden Gewerbe, eine deut-
lich höhere Lohnstückkostenentwicklung als Deutschland. 

Darüber hinaus wurde Mitte Januar nach mehr als dreimo-
natigen Verhandlungen zwischen Arbeitgebern und drei Ge-
werkschaften eine Flexibilisierung des Arbeitsrechts verein-
bart. Der Kompromiss, der nun ohne größere Zwischenfäl-
le in Gesetz gegossen werden dürfte, ist in der Substanz
ebenso wichtig wie in der Methode. Unternehmen sollen Ge-
hälter und Arbeitszeiten in wirtschaftlich schwieriger Lage
deutlich reduzieren können. Entsprechende Vereinbarungen
sollen von Fall zu Fall auf Unternehmensebene ausgehan-
delt werden. Entlassungen sollen erleichtert werden. Arbeits-
verträge mit kürzerer Laufzeit werden stärker besteuert, Sub-
ventionen für unbefristete Verträge für junge Arbeitnehmer
werden dafür gestrichen. Die größere Vertragsflexibilität soll
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mit einem leichteren Zugang zur Arbeitslosigkeitsversiche-
rung und Weiterbildungsmaßnahmen im Falle einer Entlas-
sung kompensiert werden. 

Kooperation der Sozialpartner

Richtungsweisend ist, dass die Vereinbarung von den Tarif-
partnern ausgehandelt wurde und bislang keine Proteste
provoziert hat. Traditionell ist die Streikbereitschaft sehr hoch.
Dieser Erfolg lässt erwarten, dass Präsident Hollande die
Sozialpartner weiter stark einbezieht. Unter seinem Vor-
gänger Nicolas Sarkozy, der sich Liberalisierungen und ei-
ner Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit verschrieben hat-
te, waren wichtige Reformen »an der Straße« gescheitert.
Hollande gelingt hier möglicherweise ein Durchbruch.

Zur Verbesserung der preislichen Wettbewerbsfähigkeit der
französischen Industrie wurde Ende 2012 überdies eine Un-
ternehmensteuerreform beschlossen. Die Entlastungen be-
laufen sich über drei Jahre auf 20 Mrd. Euro. Unternehmen
profitieren demnach von Steuerrückerstattungen je nach-
dem, wie viele Beschäftigte im unteren Einkommensseg-
ment nicht mehr als das Zweieinhalbfache des gesetzli-
chen Mindestlohns verdienen. Zur Gegenfinanzierung wur-
de die Mehrwertsteuer erhöht und Staatsausgaben gesenkt.
Unternehmensvertreter – und auch Berichterstatter Gallois
– hatten allerdings eine direkte Absenkung der Lohnneben-
kosten gefordert. Einer der Gründe, warum diese Idee nicht
aufgenommen wurde, lag in ihrer unmittelbaren Wirksam-
keit im Staatshaushalt. Die Steuerrückerstattung konnte bald
nach Amtsantritt der neuen Regierung beschlossen werden,
schlägt aber erst 2014 tatsächlich zu Buche. Paris kämpft
darum, seine Neuverschuldung 2013 auf die Maastricht-
obergrenze von 3% des BIP zu bringen. 

Zu den weiteren großen Herausforderungen für die franzö-
sische Regierung gehören daher die Reduzierung der Staats-
ausgaben und die Reform des Rentensystems. Frankreich
ist das OECD-Land mit der höchsten Ausgabenquote. Da
Ausgabenkürzungen entsprechend breit in der Bevölkerung
gefühlt werden und den Konsum belasten dürften, könnten
schon die für das laufende Jahr beschlossenen Budget-
kürzungen von 37,5 Mrd. Euro den Konsum und die Stim-
mung drücken. Der Internationale Währungsfonds (2012)
hat Frankreich darüber hinaus Zurückhaltung bei der Anhe-
bung des gesetzlichen Mindestlohns empfohlen. 

Initiativen auf europäischer Ebene

Wenn in Frankreich über Industrie- und Standortpolitik dis-
kutiert wird, sind Initiativen auf EU-Ebene zumeist Teil der De-
batte. So hat Präsident Hollande Projektbonds und eine in-
tensiverer Rolle für die Europäische Investitionsbank unter-

stützt. Kürzlich kritisierte er die Stärke des Euro, der aus Sicht
vieler Franzosen überbewertet ist und die Wettbewerbsfä-
higkeit unnötig belastet. Seit Einführung der Gemeinschafts-
währung wird in Frankreich tendenziell offensiver über Wech-
selkurspolitik diskutiert als in Deutschland, insbesondere
mit Blick auf die Währungen von Konkurrenten wie China,
die künstlich schwach gehalten werden und somit den Wett-
bewerb verzerren. Auf Unterstützung stößt in Frankreich tra-
ditionell auch die Idee, auf EU-Ebene investitionsintensive In-
novations- und Industrieprojekte zu fördern. Frankreichs In-
dustrie kennt Erfolge von teilweise öffentlich geförderten gro-
ßen Technologieprojekten. Staatlicher Industriepolitik wird ein
größeres Potenzial zugesprochen, als in Deutschland.

Trendumkehr möglich

Auf nationaler und auf europäischer Ebene wird Frankreich
in den kommenden Jahren viel dafür tun müssen, um sei-
ne verbleibenden industriellen Stärken nicht zu verlieren. Po-
tenzial liegt etwa in traditionell starken Bereichen wie Phar-
ma, Luxusgüter, der Luft- und Raumfahrt oder auch der
Kernenergie. Die aktive, innovationsstarke Gründerszene gilt
es, bei ihrem Wachstum zu unterstützen und auf internatio-
nalen Märkten präsent zu machen. 

Es ist gut möglich, dass Frankreich unter dem derzeitigen
Druck maßgebliche und durchaus kontroverse Reformen be-
schließt. Gelingt es so, die Rahmenbedingungen für eine
wettbewerbsfähigere Wirtschaft zu verbessern, besteht ei-
ne reelle Chance, dass sich die derzeitigen Trends umkeh-
ren. Dabei profitiert Frankreich von seiner guten Kommuni-
kations- und Infrastruktur und einer im Vergleich preiswer-
ten Energieversorgung. Die von Hollande angestrebten Re-
formen des öffentlichen Sektors und Dezentralisierungsschrit-
te dürften die unternehmerischen Rahmenbedingungen wei-
ter verbessern. Gleichzeitig muss eine bedachte Haushalts-
politik umgesetzt werden, die Konsolidierung ermöglicht, oh-
ne den Konsum zu stark zu bremsen. Sollten die Immobi-
lienpreise weiterhin langsam nachgeben, könnte dies den
Binnenkonsum stützen und die Akzeptanz von Reformen er-
höhen. Mittelfristig profitiert Frankreich auch von seiner de-
mographischen Entwicklung: Die Bevölkerung nimmt zah-
lenmäßig zu, während etwa die deutsche schrumpft. Wenn
sich Prognosen bestätigen und es 2050 ebenso viele Fran-
zosen wie Deutsche gibt, wird der Erfolg der notwendigen
Erneuerung in Frankreich noch wichtiger sein, als es jetzt in
unserem engsten Partnerland schon ist.
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